Drudesache N^r.HS 


Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr.: Einheitliche Regelung der Heimkehrerbetreuung. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich dem Bundestag 

einen Gesetzentwurf über eine einheitliche Regelung der Heimkehrer- 
betreuung vorzulegen. 

Im Gesetz sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

1. Es ist ein Entlassungsgeld zu gewahren, das dem Heimkehrer 
die Anschaffung notwendiger Bekleidung ermöglicht und ihm für 
seine Erholungszeit den notwendigen Lebensunterhalt gewährt. 

2. Es ist dafür zu sorgen, daß jedem Heimkehrer sofort ein an- 
gemessener Wohraum zugewiesen wird. 

3. Der Heimkehrer hat grundsätzlich Anspruch auf seinen alten 
Arbeitsplatz. Ist die Rückkehr auf den alten Arbeitsplatz nicht 
möglich, so haben die Arbeitsämter ihm bevorzugt Arbeit zu 
vermitteln. 

4. Kann nicht sofort Arbeit vermittelt werden, so erhalten die 
Heimkehrer bis zur Dauer eines Jahres neben der zuständigen 
Arbeitslosenunterstützung einen besonderen Zuschlag aus dem 
Sozialfond oder als Ersatz eine entsprechend hohe Unterstützung. 

5. Ruhe- und Wartegelder sowie Renten von Heimkehrern sind 
größter Beschleunigung wieder zu gewähren. 

6. Erkrankte Heimkehrer erhalten für die Dauer der Arbeitsun- 
fähigkeit ein erhöhtes Krankengeld, in der Regel mindestens 
5, — DM täglich. 

7. Soweit für die Schaffung neuer oder zur Sicherung bestehender 
Existenzen Mittel zur Verfügung gestellt werden, sind die Heim- 
kehrer angemessen zu beteiligen. 

8. Für die berufliche Ausbildung, Fortbildung und Umschulung der 
Heimkehrer ist besondere Sorge zu tragen. 

9. Im Rahmen der Steuergesetzgebung sind den Heimkehrern 
Vergünstigungen zu gewähren, die ihnen die Eingliederung ins 
wirtschaftliche Leben erleichtern. 

Bonn, den 14. Oktober 1949 
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